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Juhalt: 


Ueber die ; ) | 
Plätze und anderer dergleichen Gegenſtände im öffentlichen 
und Privatrechte. Ein Beitrag zur Löſung der Frage, ob 
deren Ausſchließung aus den Grundbüchern begründet ſei. 
Von Dr. Paul Ritter v. Skwarezynski. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Zur Entſcheidung der Frage, ob der von der Gemeinde begehrten Ausſcheidung 
beſtimmter Pareellentheile wegen ihrer Eigenſchaft als öffentlichen Gutes 
aus dem Grundbuche das behauptete Eigenthum des Belangten entgegenſtehe, 
iſt nur das Gericht berufen. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen 


Ueber die Stellung der öffeutlichen Straßen, Wege, Gaſſen, 
Plätze und anderer dergleichen Gegeuſtände im öffentlichen 
und Privatrechte. Ein Beitrag zur Löſung der Frage, ob 
deren Ausſchließung aus den Grundbüchern begründet fei. 
Von Dr. Paul Micter v. Skwarczynski. 
ii; 
Einleitung. 


In den für die einzelnen Länder erlaſſenen Geſetzen über die 
Anlegung neuer Grundbücher und über deren innere Einrichtung iſt die 
Beſtimmung enthalten, daß in dieſelben alle unbeweglichen Sachen und 
denſelben gleichgeachtete Rechte eingetragen werden ſollen, jedoch mit 
Ausnahme des öffentlichen Gutes, ſowie derjenigen Liegenſchaften, welche 
einen Gegenſtand eines Eiſenbahnbuchs oder Bergbuchs zu bilden haben 
(§ 2 des Geſetzes vom 20. Mai 1874, L. G. Bl. Nr. 29 für 
Galizien). Es iſt die Frage in Auregung gebracht worden, ob dieſe 
Ausnahmsbeſtimmung bezüglich öffentlicher Straßen, Wege, Gaſſen, 
Plätze und anderer dergleichen, öffentliches Gut bildenden Liegenſchaften 
gegründet und gerechtfertigt fei. 

Die nähere Erwägung dieſer Angelegenheit führt zur Ueber⸗ 
zeugung, daß die Frage über die Stellung öffentlicher Straßen, Wege, 
Gaſſen und Plätze im öffentlichen und Privatrechte noch immer nicht 
definitiv gelöſt iſt, ja daß nicht einmal über allen Zweifel erhaben iſt, 
was z. B. unter dem Ausdrucke „Gemeindegut“ zu verſtehen fei. 

Unerläßliche Bedingungen bei Löſung einer Streitfrage ſind deren 
präciſe Formulirung und klare Begriffe über das Weſen des Streit— 
gegenſtandes. Deshalb müſſen vor Allem die Vorfragen erörtert 


werden, worin das Weſen öffentlichen Gutes gelegen iſt und was 


für eine Stellung von demſelben im öffentlichen und Privatrechte ein⸗ 
genommen wird. 


Stellung der öffentlichen Straßen, Wege, Gaſſeu, 


Begriffe des $ 
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Oeffentliches Gut. 


Oeffeutliches Gut find, nach dem allgemeinen Sprachgebrauche 
und gemäß dem römiſchen Rechte, Sachen, welche zum allgemeinen Ge— 
brauche beſtimnit find. „Res publicae, quae sunt in communi usu.” 

In unſerem bürgerlichen Geſetzbuche erſcheint jedoch der Begriff 
des öffentlichen Gutes beſchränkt, indem im § 287 beſtimmt wird, daß 
Sachen. welche allen Mitgliedern des Staates zum Gebrauche verſtattet 
werden, allgemeines oder öffentliches Gut heißen. Zwiſchen dem all⸗ 
gemeinen Begriffe des öffentlichen Gutes und dem des öſterreichiſchen 
bürgerlichen Geſetzbuches waltet daher der Unterſchied ob, daß das 
öffentliche Gut nach dem allgemeinen Begriffe zum gemeinſamen Ge— 
brauche aller Mitglieder der ganzen menſchlichen Geſellſchaft, nach dem 
287 a. b. G. B. jedoch blos zum Gebrauche der Mit: 
glieder des Staates beſtimmt fein foll. 

Fremden kommen zwar gemäß § 33 a. b. G. B. überhaupt 
gleiche bürgerliche Rechte mit den Eingebornen zu, wenn nicht zu dem 
Genuſſe dieſer Rechte ausdrücklich die Eigenſchaft eines Staatsbürgers 
erfordert wird. Es ift jedoch nicht zuläſſig, diefe Geſetzesanorduung zur 
Vervollſtandigung des im § 287 a. b. G. B. aufgeftellten zu engen 
Begriffes des öffentlichen Gutes in Anwendung zu bringen. Denn das 
Gebrauchsrecht des öffentlichen Gutes ift Schon au fich kein individuelles 
bürgerliches, d. i. Privatrecht, ſondern, wie überdies unten ausführlicher 
bewieſen wird, eine allgemeine, öffentlich-rechtliche Berechtigung der ganzen 
menſchlichen Gefellſchaft. Außerdem iſt der Gebrauch des öffentlichen 
Gutes nach dem Wortlaute des § 287 a. b. G. B. ausdrücklich blos 
den Mitgliedern des Staates vorbehalten, daher wird in der diesfälligen 
Geſetzesbeſtimmuug zum Genuſſe dieſes Rechtes ausdrücklich die Eigen⸗ 
ſchaft eines Staatsbürgers erfordert und hiedurch die Anwendung der 
allgemeinen Anordnung des § 33 a. b. G. B. auf das Gebrauchsrecht 
des öffentlichen Gutes ausgeſchloſſen. Schließlich kann auch der Umſtand 
nicht überſehen werden, daß es jedenfalls unpaſſend wäre, in einem 
Geſetze in der Art Begriffsbeſtimmungen zu erlaſſen, daß zu deren 
Vervollſtändigung und eigentlicher Feſtſtellung deſſen, was ausgeſprochen 
werden wollte, erſt anderweitige Geſetzesanordnungen in Anwendung 
gebracht werden müßten. Bei dieſer Sachlage unterliegt es keinem 
Zweifel, daß unſerem allgemeinen Geſetzbuche gemäß ungeachtet der 
allgemeinen Anordnung des § 33 a. b. G. B. öffentliches Gut nicht 
zum allgemeinen Gebrauche der ganzen meuſchlichen Geſellſchaft über 
haupt, ſondern blos zum Gebrauche der Staatsbürger dienen ſollte. 

Und dennoch iſt anch bei uns das öffentliche Gut der obigen 
Geſetzesanwendung zuwider zum unbeſchränkten allgemeinen Gebrauche 
beſtimmt. Oeffentliche Straßen, Wege, Gaſſen, Plätze, Gärten, Anlagen, 
Brunnen und dergleichen Liegenſchaften werden auch bei uns nicht aus⸗ 
ſchließlich von den Staatsaugehörigen, ſondern im gleichen Maße auch von 
Fremden gebraucht. Um den Fremden den Gebrauch des öffentlichen 
Gutes zu verwehren, müßte ihnen der Aufenthalt innerhalb der Staats- 


grenzen verboten werden. Ein derartiges Verbot ift aber nicht er- 
laſſen worden, und es darf numöglich angenommen werden, daß der 
Geſetzgeber bei Erlaſſung der Anordnung des bürgerlichen Geſetzbuches, 
worin der Begriff des öffentlichen Gutes beſtimmt wird, beabſichtigen 
würde, eine Verfügung zu treffen, welche allen Fremden den Aufenthalt 
innerhalb der Staatsgrenzen verbieten ſollte. Hieraus iſt zweifellos zu 
entnehmen, daß im § 287 a. b. G. B. blos ein uneigentlicher, un⸗ 
paſſender Ausdruck gebraucht wurde, um den Begriff des öffentlichen 
Gutes feſtzuſtellen, und daß dem Wortlaute dieſer Geſetzesanordnung 
zuwider öffentliches Gut auch bei uns beſtimmt iſt, zum allgemeinen 
Gebrauche der ganzen Meuſcheugeſellſchaft und nicht blos zu dem der 
Staatsangehörigen zu dienen. 

Unter den öffentliches Gut bildenden Gegeuſtänden ift die Kate- 
gorie der öffentlichen Gewäſſer ſowohl ihrem Weſen als ihren Ver- 
hältniſſen gemäß von den übrigen ganz verſchieden. Ihre Verhältniſſe 
find überdies in dem bezüglichen Reichsgeſetze und den auf deffen Grund- 
lage ertafſenen Landesgeſetzen erſchöpfend geregelt. Deshalb wird blos 
die andere Kategorie des öffentlichen Gutes, d. i. öffentliche Straßen, 
Wege und dergleichen Liegeuſchafteu, in den Kreis der Betrachtungen 
dieſos Aufſatzes gezogen. 

B. 


Gemeindegut. 


Gemeindegut ſind ſowohl nach dem allgemeinen Begriffe als der 
Beſtimmung unſeres bürgerlichen Geſetzbuches gemäß (§ 288) Gegen- 
ſtände, welche zum gemeinſchaftlichen Gebrauche der Gemeindeglieder 
dienen. 

Der Unterſchied zwiſchen dem öffentlichen und dem Gemeindegute 
iſt alſo darin gelegen, daß öffentliches Gut zum allgemeinen Gebrauche 
der ganzen menschlichen Geſellſchaft, Gemeindegut aber blos zum Ge 
brauche eines beſchränkten Kreiſes derſelben, nämlich der Mitglieder 
einer Gemeinde, beſtimmt iſt. Dieſer Unterſchied führt ſolgerecht zum 
Schluſſe, daß die Begriffe des öffentlichen und des Gemeindegutes ein 
ander wechſelſeitig ausſchließen und daß ein öffentliches Gut bildender 
Gegenſtand uumöglich gleichzeitig Gemeindegut fein kann, und umgekehrt 
ein Gegenſtand, der Gemeindegut iſt, in dem Augenblicke aufhört, 
Gemeindegut zu ſein, in welchem derſelbe, als zum allgemeinen Gebrauche 
beſtimmt, zum öffentlichen Gute wird. 

Der oben hervorgehobene, bei Formulirung des Begriffes des 
öffentlichen Gutes in unſerem bürgerlichen Geſetzbuche unterlaufene Ver- 
ſtoß ift aber deshalb für den in dieſem Aufſatze beiprochenen Gegen 
ſtand von beſonderer Bedeutung, weil hiedurch bei denjenigen, welche 
dieſer Ungenauigkeit keine Rechnung tragen, der Schwerpunkt des 
zwischen öffentlichem und Gemeindegute obwaltenden Unterſchiedes weſent 
lich verrückt wird. Ihrer Auſchauung gemäß hat nämlich ſowohl öffent⸗ 
liches, als Gemeindegut, nicht zum allgemeinen Gebrauche der ganzen 
Meuſcheugeſellſchaft, ſondern blos zum Gebrauche eines mehr oder weniger 
beſchränkten Kreiſes von Berechtigten zu dienen. Die, wie oben dargethan, 
ſich wechſelſeitig ausſchließenden, daher einander entgegengeſetzten Begriffe 
des öffentlichen und Gemeindegutes werden als Species einer höheren 
allgemeinen Gattung zu coordinirten, und der ganze Unterſchied blos 
zur Frage reducirt, wie ausgebreitet, wie weit der Kreis der Gebrauchs— 
berechtigten iſt. 

Bei Anwendung der obigen Begriffe auf Gemeindeſtraßen, Ge- 
meindewege, Gaſſen, Plätze, Gemeindegärten, Anlagen, Gemeinde- 
brunnen und dergleichen Liegenſchaften erlangt man die Ueberzeugung, 
daß dieſelben öffentliches und nicht Gemeindegut ſind, weil ſie zum 
allgemeinen Gebrauche aller Mitglieder der Menſchengeſellſchaft und nicht 
blos zu dem der Gemeindeglieder beſtimmt ſind. Deſſenungeachtet werden 
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derlei Gegenitände aus Anlaß der obigen, ungenauen Begriffsbezeichnung 
und der hiedurch hervorgerufenen Verrückung des zwiſchen öffentlichem 
und Gemeindegute obwaltenden Unterſchiedes für Gemeindegut angeſehen, 
ohne den Umſtand zu berückſichtigen, daß nur ſolche Gegenſtände, welche 
ihrem Weſen nach zum ausſchließlichen Gebrauche eines beſchränkten 
Kreiſes Berechtigter und keineswegs zum allgemeinen Gebrauche Aller 
beſtimmt fein können, z. B. Gemeindewälder oder Gemeindehutweiden, 
als Gemeindegut angeſehen werden können. 

Die Verrückung des zwiſchen öffentlichem und Gemeindegut obwal⸗ 
tenden Unterſchiedes und deſſen Reducirung auf die bloße Bezeichnung 
der weiteren oder engeren Ausdehnung des Kreiſes der Gebrauchs 


berechtigten hat aber auch andere Folgen in dieſer Richtung nach ſich 


gezogen. Es war kein Grund vorhanden, weshalb es nur zwei Grade 
geben ſollte, um die Ausdehnung des Kreiſes der Gebrauchsberechtigten 
zu bezeichnen. Die Annahme einer größeren, beliebigen Anzahl von 
Abſtufungen in dieſer Richtung lag auf der Hand. Namentlich beſtehen 
in unſerem Kaiſerſtaate Länder und theilweiſe auch Bezirke als ſelbſt— 
ſtändige Gliederungen des geſelligen Organismus mit ihren geſetzlich 
anerkannten Sonderintereſſen und mit ihren autonomen Vertretungen. 
Es gibt ferwer Liegeuſchafteu, welche zu einem mehr allgemeinen Ge- 
brauche beſtimmt find, z. B. Straßen, Wege, Brücken und dergleichen, 
welche durch Länder, bezüglich durch Bezirke verwaltet und deshalb 
Landes- bezüglich Bezirksſtraßen, Wege, Brücken genannt werden. Der- 
lei Straßen und Wege werden oft als Landes- bezüglich Bezirksgut 
bezeichnet, obgleich es kein Geſetz gibt, welches den Begriff des Landes— 
oder Bezirksgutes feſtſtellen, oder Landes- und Bezirksſtraßen für Landes— 
oder Bezirksgut erklären würde. Deren Bezeichnung als Landes- rück 
ſichtlich als Bezirksgut könnte nur in dem Falle auf Grundlage ana— 
logiſcher Auwendung der Anordnung des $ 288 a. b. G. B. als 
gerechtfertigt angeſeheu werden, wem die Straßen und Wege zum aug- 
ſchließlichen Gebrauche der Landes- bezüglich der Bezirkszugehörigen 
beſtimmt ſein ſollten. Derlei Straßen und Wege dienen jedoch ebeuſo 
wie Reichs⸗ und Gemeindeſtraßen und Wege zum allgemeinen Gebrauche 
der ganzen Meuſchengeſellſchaft, ſind alſo gleich ihnen öffentliches Gut. 

Der Umſtand übrigens, daß Gemeindewälder und Hutweiden und 
dergleichen, Gemeindegut im eigentlichen Sinne des Wortes bildende 
Liegenſchaften in die Grundbücher eingetragen werden, Grundparcellen 
aber, welche Straßen, Wege, Gaſſen, Plätze und dergleichen zum öffent- 
lichen Gebrauche beſtimmte Gegenſtände bilden, hierin übergangen werden, 
beweiſt, daß die zur Anlegung der Grnndbücher berufenen Gerichte 
Gemeindeſtraßen, Wege, Gaſſen und Plätze und andere derartige, zum 
öffentlichen Gebrauche beſtimmte Liegenſchaften in Uebereinſtimmung mit 
den obigen Ausführungen nicht als Gemeinde- ſondern als öffentliches 
Gut auſehen, und deshalb auf dieſelben die ſelbe von der Eintragung 


in die Grundbücher ausſchließende Beſtimmung des Geſetzes über die 
Anlegung 


und innere Einrichtung der Grundbücher in Auwendung 
bringen. 
4. 
5 iner Gebra 
Allgemeiner Gebrauch. 


Das charakteriſtiſche Unterſcheidungsmerkmal des öffentlichen Gutes 
von anderen Gegenſtänden ift deffen Widmung zum allgemeinen Gebrauche. 
Dieſe Widmung und das hieraus fließende Gebrauchsrecht iſt eine allge 
meine Berechtigung der ganzen Menſchengeſellſchaft. Dieſes Gebrauchs 
recht darf ſomit nicht als ein Privatrecht der einzelnen Individuen 
aufgefaßt werden, aus denen die Menſchengeſellſchaft beſteht. Deshalb 
wird durch Widmung einer Sache zum allgemeinen Gebrauche, das iſt durch 
deren Erklärung für öffentliches Gut, ein öffentlich -rechtliches und keines 
wegs ein privatrechtliches Verhältniß geſchaffen. Dieſes Verhältniß darf 
jomit ſammt allen hieraus fließenden Folgerungen nur den Beſtimmungen 
des öffentlichen Rechtes gemäß beurtheilt werden. 

Der Begriff und die Tragweite des allgemeinen Gebrauches wird 
zwar in keinem Geſetze ausdrücklich feſtgeſtellt. Aus der Bedeutung des 
Wortes und der Natur der Sache iſt jedoch zu entnehmen, daß unter 
dem allgemeinen Gebrauche ein Gebrauch verſtanden wird, welcher der 
Beſtimmung des Gegenſtandes entipricht und den gleichen Gebrauch 
ſeitens aller anderen Berechtigten nicht hindert, alſo ein rechtlich gleicher, 
keinerlei Vorrecht in ſich ſchließender Gebrauch. 

Der Verwaltungsgerichtshof hat in den Beweggründen ſeines über 
die Beſchwerden der Stadtgemeinde Wien gegen das Haudelsminiſterium, 
betreffend die Ertheilung der Baucouſenſe für mehrere neue Pferdebahn 
linien, gefällten Erkenntniſſes vom 12. Juni 1885, 3. 1619, Budw. 
Nr. 2607, in Uebereinſtimmung mit der obigen Auseinanderſetzung 
ausgesprochen, daß es fich bei Einrichtung einer öffentlichen Straße zum 
Pferdebahnbetriebe nicht um den allgemeinen, ſondern um den beſonderen 
Gebrauch eines beſtimmten Berechtigten handelt. Es ergibt fich dies ſchon 
ganz allgemein daraus, daß zu dem gemeinen Gebrauche Niemandem eine 
beſondere Ermächtigung nöthig iſt, während ohne eine ſolche offenbar 
weder der Tramwaygeſellſchaft, noch irgend jemand Anderem — zu 
irgend einem anderen Zwecke — geſtattet wäre, Schienen in den 
Straßenkörper einzulegen. 

Es iſt ferner auch klar, daß die Pferdebahnunternehmung dieſe 
Anlage nicht für den gemeinen, ſondern für ihren ſpeciellen Gebrauch, 


bezüglich für den ihrer Fahrgäſte herſtellt, und daß ſie hienach nicht ein 
dem gemeinen Gebrauche aller Anderen gleichſtehendes, ſondern ein be: 
ſonderes Recht zu erlangen anſtrebt, was fich ſofort zeigen würde, wenn 
die Straße, als für den gemeinen Gebrauch entbehrlich, aufgelaſſen 


Gegenwart, die Eiſenbahn, für öffentliches Gut anzuſehen und als ſolches 
zu behandeln. Die Eiſenbahn ift nämlich ausſchließlich zum Gebrauche 
ihrer Fahrgäſte und zur Verfrachtung der von der betreffenden Eiſenbahn⸗ 
unternehmung übernommenen Gegenſtände beſtimmt. Das Weſen und die 
unerläßlichen Erforderniſſe des Eiſenbahnbetriebes ſchließen vielmehr jede 
Möglichkeit deren gleichzeitigen Gebrauches durch Alle unbedingt aus. 
Eine Eiſenbahn ift ſomit kein öffentliches Gut und kann kein öffentliches 
Gut werden, ohne ihren eigenthümlichen Charakter einzubüßen. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praris. 


Zur Entſcheidung der Frage, ob der von der Gemeinde begehrten 

Ausſcheidung beſtimmter Parcellentheile wegen ihrer Eigenſchaft 

als öffentlichen Gutes aus dem Geundbuche das behauptete 

Eigenthum des Belangten entgegenftehe, iſt nur das Gericht 
berufen. 


Ju der mündlich verhandelten Rechtsſache der Gemeinde Ottakring 
wider die B. wegen Einzeichnung eines Gehweges in die Mappe und 
Ausſcheidung aus dem Grundbuche ſowie Eintragung in das nach § 33 
des Geſetzes vom 2. Juni 1874, Nr. 88, geführte Verzeichniß wurde 
der auf Grund der Hofdecrete vom 22. Juni 1789, J. G. S. 
Nr. 1024, vom 28. October 1815, J. G. S. Nr. 1187, vom 
5. October 1816, J. G. S. Nr. 1285, und des § 48 C. J. N. 
von der Geklagten erhobenen Einwendung der Gerichtsunzuſtändigkeit 
ſtattgegeben und das weitere Verfahren von Amtswegen eingeſtellt aus 
folgenden Erwägungen: Daß der in der Klage beſchriebene Weg, welcher 
von Parcelle Nr. 1751 in Ottakring abzweigt, die Parcellen Nr. 265, 
274 — 278, 262, 261, 260 und 259 durchſchueidet und oberhalb der 
Parcellen Nr. 307 und 308 zur Parcelle 343/1 führt, wobei die 
Parcellen der Geklagten Nr. 255, 250, 249, 248, 247, 245, 243, 
242, 241, 240 und 239, iuneliegend im Grundbuche der Kataftral 
gemeinde Ottakring, Einlage Z. 990, 413, 242 und 985, betroffen 
werden, in der That beſteht, iſt beiderſeits unbeſtritten. Es ſteht nur 
die Qualität dieſes Weges, ob derſelbe gegen Widerruf (praecario modo) 


als Servitut (S 492 a. b. G. B.) oder als öffentlicher Weg 
($ 288 a. b. G. B.) betreten wird, in Frage. Das Petit „es 


ſei der öffentliche Weg“ — wie er vorſtehend beſchrieben wurde — 
„mit einer Breite von einem Meter und nach ſeiner Lage in natura 
in die Grundbuchsmappe als öffentlicher Weg einzuzeichnen, aus dem 
Grundbuche auszuſcheiden und in das Verzeichniß über das öffentliche 
Gut einzutragen und das Grundbuch ſolcher Art richtigzuſtellen, und 
ſei die Gegenſeite ſchuldig, in dieſes Begehren zu willigen“ — iſt 
ſowohl dann gerechtfertigt, wenn die klagende Gemeinde erwieſen haben 
wird, daß der in Frage ſtehende Weg, inſoweit er über die Parcellen 
der Gegenſeite führt, ihr Eigenthum ſei, welches ſie den Zwecken des 
Verkehres übergeben habe, als auch dann, wenn durch die Betheiligten 
anerkannt wird oder wenn ein rechtskräftiger Ausſpruch der hiezu coni- 
petenten Behörde vorliegt, daß dieſer Weg ein öffentlicher ſei. Der 
Ausſpruch, daß der deu Gegenſtand dieſes Rechtsſtreites bildende Weg 
ein Eigenthum der klagenden Gemeinde ſei, welcher vor dem Forum 
der ordentlichen Gerichte zu erwirken ift (S 52 C. J. N.), wird im 
vorliegenden Falle nicht begehrt, und nimmt die genannte Gemeinde das 
Eigenthumsrecht an dem Wege nicht für ſich in Anſpruch; daher ſtellt 
ſich die Klage nicht als rei vindicatjo, als Eigenthumsklage im Sinne 
der 88 369, 425 und 431 a. b. G. B. dar. Solchermaßen kommt 
nur die Vorfrage in Betracht, 


Verpflichtung zur Durchführung der Beſtimmungen der 88 2 und 33 
des Geſetzes vom 2. Juni 1874, R. G. Bl. Nr. 88, welche die 
Eintragung des öffentlichen Gutes in das Grundbuch ansſchließen, kein 
Zweifel ſein. In dieſem Falle iſt die Einzeichnung des Weges in die 


Mappe und die Aunsſcheidung des Weges aus dem Grundbuche die 
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ob der genannte Weg als öffentlicher 
Weg anzuſehen ſei. Iſt dieſe Vorfrage entſchieden, dann kaun über die 


gefetzliche Folge. Nachdem die Betheiligten nicht einig find, kommt zu: 
nächſt die Frage, ob der bezeichnete Weg als ein öffeutlicher anzuſehen 
iei, zu eutſcheiden. In dieſer Beziehung kann es keinem Zweifel unter- 
liegen, daß jene Behörde, welcher zukommt, einen Weg als öffentlichen 
zu erklären, auch das Präjndicialerkeuntuiß, „daß ein Weg als öffent- 
licher Weg beſtehe“, zu ſchöpfen und die Beſtätigung, „daß ein Weg 
als öffentlich erklärt wurde“ oder „als öffentlicher beſtehe“ zu ertheilen 
habe. Die Schlußfolgerung der Klageſeite, daß, weil ein Weg feit 
Menſchengedenken vorhanden ſei, derſelbe ein öffentlicher ſei, iſt eine 
irrige, denn es beſteht kein Geſetz, daß die Vermuthung dafür ſpreche, 
es ſeien alle Wege öffentliche, und, wer das Gegentheil behaupte, habe 
es zu erweiſeu. Dieſemnach obliegt der klagenden Gemeinde die Ver- 
pflichtung, nachzuweiſen, daß die Vorausſetzung der Anwendung des 
$ 2 des Geſetzes vom 2. Juni 1874, R. G. Bl. Nr. 88, vorliege. 
Das Erkenntuniß, daß ein Weg ein öffentlicher fei, ſteht jedoch nicht dem 
Gerichte, ſondern nach den §§ 4 und 16 des Geſetzes vom 29. De- 
cember 1874, L. G. Bl. für Niederöſterreich Nr. 7 pro 1875, dem 
Bezirksſtraßenausſchuſſe als politiſche Behörde erſter Inſtauz zu, worüber 
im Recurswege der Landesausſchuß zu entſcheiden hat. Die Erörterung 
des Umſtandes, ob und inwieweit die Zeugenbeweisaufnahme zum ewigen 
Gedächtuiſſe für die Eutſcheidung ein Material geliefert habe, bleibt 
ſonach dem Gerichte entzogen. 

Ueber Recurs der Klägerin fand das Oberlaudesgericht den in 
Beſchwerde gezogenen Beſcheid zu beheben und dem Bezirksgerichte aufzu 
tragen, ohne Rückſicht auf die Einwendung der Unzuläſſigkeit des Rechts— 
weges mit der Endentſcheidung vorzugehen. Denn die zur Begründung 
der erſtrichterlichen Entſcheidung bezogenen E 4 und 16 des Geſetzes 
vom 29. December 1874, L. G. Bl. Nr. 7 ex 1875, finden auf 
den vorliegenden Fall, in dem es ſich nicht um einen Gemeindefahrweg, 
rückſichtlich um die Entſcheidung, ob der fragliche Weg ein nothwendiger 
Gemeindefahrweg iſt, ſondern um einen allgemein benützten Gehweg 
und um die Feſtſtellung der privatrechtlichen Natur dieſes Weges handelt, 
gar keine Anwendung, vielmehr iſt in Folge der Berufung der kläge 
riſchen Gemeinde auf den privatrechtlichen Titel der Erwerbung durch 
den unvordenklichen Beſitz gemäß § 19 a. b. G. B. und Hofdecret 
vom 8. Jänner 1795, Nr. 21, das ordentliche Gericht zur Entſchei 
dung über den geltend gemachten Auſpruch berufen. 

Dieſe oberlandesgerichtliche Erledigung wurde vom k. k. oberſten 
Gerichtshofe mit Eutſcheidung vom 22. December 1885, 8. 14.836, 
unter Abweiſung des dawider überreichten Reviſionsrecurfes der Ge 
klagten beſtätigt, weil es ſich im vorliegenden Falle keineswegs um die 
nach § 16 des niederöſterreichiſchen Straßengeſetzes vom 29. December 
1874, L. G. Bl. Nr. 7 vom Jahre 1875, den Straßeubehörden 
vorbehaltene Eutſcheidung über die nach SS 4, 12 dieſes Geſetzes zu 
beurtheilende Verpflichtung zur Herſtellung oder Erhaltung eines als 
nothwendig anzuſehenden Gemeindeweges handelt; weil überhaupt hier 
nicht ein ganzer Weg als ſolcher, ſondern nur Bruchſtücke eines Weges 
in Betracht kommen; weil die Aunahme, es könne der Nach— 
weis, daß ein Grundſtück ein öffentliches Gut ſei, nur 
durch die Vorlage einer im Verwaltungswege erwirkten 
Entſcheidung geliefert werden, der geſetzlichen Begründung 
entbehrt; weil ſowohl der Anſpruch, welcher von der klagenden Ge— 
meinde, als Verwalterin des öffentlichen Gutes, erhoben wird, als auch 
die Vertheidigung der Geklagten auf privatrechtliche Grundlagen geſtützt 
wurde; und weil zur Entſcheidung des Streites darüber, ob der be— 
gehrten Ausſcheidung der ſtreitigen Pareellentheile aus dem Grundbuche 
das behauptete Eigenthum der Geklagten entgegenſteht, nur das Gericht 
berufen iſt. Ger.⸗Ztg. 


Geſetze und Perordnungen. 
1886. I. Semeſter. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum Oeſterreich 
ob der Enns. 

V. Stück. Ausgeg. am 7. April. — 12. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Oberöſterreich vom 16. März 1886, 3. 610 Präſ., betreffend die 
Bildung einer neuen Concurrenz für die Bahnhofzufahrtſtraße in Hörſching. — 
13. Kundmachung des k. k. Statthalters in Oberöſterreich vom 21. März 1886, 
3. 3565 IV, womit eine Ergänzung, beziehungsweiſe Erläuterung einiger Be⸗ 
ſtimmungen der neuen Inſtruction zur Ausführung der Wehrgeſetze (Statthalterei⸗ 


Kundmachung vom 23. December 1885, Z. 15.989 IV, Geſetz- und Verordnungs⸗ 
blatt Nr. 12 ex 1885) verlautbart wird. 

VI. Stück. Ausgeg. am 17. April. — 14. Geſetz vom 26. März 1886, 
betreffend die Verpflegskoſten für in Zwangsarbeits⸗ und Beſſerungsanſtalten 
Angehaltene. — 15. Kundmachung des k. k. Statthalters in Oeſterreich ob der 
Enns vom 27. März 1886, Z. 690 Präſ., betreffend die Bildung einer neuen 
Concurrenz für die Zufahrtſtraße zur Eiſenbahnſtation Gurten. 

VII. Stück. Ausgeg. am 12. Mai. — 16. Kundmachung der k. k. Finanz⸗ 
direction in Linz vom 7. April 1886, 3. 3775 V, betreffend die Erweiterung 
der Verzollungsbefugniſſe der k. k. Bolletirungsſtation Achleiten bei Paſſau. 

VIII. Stück. Ausgeg, am 29. Mai. 17. Geſetz vom 9. März 1886, 
betreffend die Errichtung von Bezirksgenoſſenſchaften der Laudwirthe und eines 
Landesculturrathes im Erzherzogthume Oeſterreich ob der Enns. 

IX. Stück. Ausgeg. am 29. Mai. — 18. Geſetz vom 1. Mai 1886, 
durch welches das Realſchulgeſetz vom 30. April 1869 (L. G. Bl. IX. Stück, 
Nr. 15) abgeändert und das Geſetz vom 13. Februar 1873 (L. G. Bl. XIX. Stück, 
Nr. 31) außer Wirkſamkeit geſetzt wird. 

Geſetze und Verordnungen für das Herzogthum Salzburg. 

J. Stück. Ausgeg. am 7. Jänner. — 1. Geſetz vom 25. December 1885, 
betreffend die Einhebung einer ſelbſtſtändigen Landesauflage auf den Verbrauch 
von Bier und gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten und eines Zuſchlages zur Ber 
zehrungsſteuer von Fleiſch, Wein, Wein- und Obſtmoſt zu Landeszwecken für die 
Jahre 1886, 1887 und 1888. — 2. Geſetz vom 25. December 1885, betreffend 
die Widmung und Hereinbringung der Geldbußen wegen Uebertretungen der 
Vorſchriften zur Einbringung der Landesauflage auf deu Verbrauch von Bier 
und gebrannten geiſtigen Flüfſigkeiten, ſowie betreffend die Hereinbringung der 
verkürzten und rückſtandigen Gebühren dieſer Auflage. — 3. Verordnung der 
k. k. Landesregierung in Salzburg vom 31. December 1885, Z. 8450, betreffend 
die Durchführungsvorſchrift, nach welcher die mit dem Geſetze vom 25. December 
1885, L. G. Bl. Nr. 1, für das Jahr 1886 bis einſchließlich 1888 eingeführte 
ſelbſtſtändige Landesauflage auf den Verbrauch von Bier und gebrannten geiſtigen 
Flüſſigteiten im Herzogthume Salzburg einzuheben iſt. — 4. Geſetz vom 
28. December 1885, betreffend die Eiuhebung einer ſelbſtſtäudigen Gemeinde 
auflage auf den Verbrauch von Bier und gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten. — 
5. Verordnung der k. k. Landesregierung in Salzburg vom 31. December 1885, 
B. 8451, betreffend die Durchführungsvorſchrift, nach welcher die mit dem 
Geſetze vom 28. December 1885 für die Jahre 1886 bis 1888 genehmigte 
ſelbſtſtändige Gemeindeauflage auf den Verbrauch von Bier und gebrannten 
geiſtigen Flüſſigkeiten in der Landeshauptſtadt Salzburg einzuheben iſt. — 
6. Geſetz vom 28. December 1885, betreffend die Einhebung einer ſelbſtſtändigen 
Auflage auf den Verbrauch von Bier in der Stadtgemeinde Hallein, daun in 
den Gemeinden Oberndorf und St. Veit, ferner auf den Verbrauch von gebrann— 
ten geiſtigen Flüſſigkeiten in der Stadtgemeinde Hallein zu Gemeindezwecken für 
die Jahre 1886 bis incl. 1888. — 7. Verordnung der k. k. Landesregierung in 
Salzburg vom 31. December 1885, 3. 8452, betreffend die Durchführungs— 
vorſchrift, nach welcher die mit dem Geſetze vom 28. December 1885 für die 
Jahre 1886 bis incl, 1888 genehmigten ſelbſtſtäundigen Gemeindeauflagen auf 
den Verbrauch von Bier und beziehungsweiſe gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten 
in den Gemeinden Stadt Hallein, Oberndorf und St. Veit einzuheben find. 

II. Stück. Ausgeg, am 20. Jänner. Z. Kundmachung der k. k. Landes⸗ 
regierung in Salzburg vom 18. Jänner 1886, 3. 8318 ex 1885, betreffend die 
Ausführung des Wehrgeſetzes. 


| 
III. Stück. Ausgeg. am 23. Jäuner. — 9. Kundmachung der k. f. Landes⸗ 


regierung in Salzburg vom 21. Jänner 1886, 3. 8369 ex 1885, betreffend die 
Vergütung der Mittagskoſt für die Militärmaunſchaft auf dem Durchzuge im 
Jahre 1886. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem k. und k. a. o. Geſandten und bevollmächtigten 
Miniſter Otto Freiherrn von Walterskirchen taxfrei die Würde eines gehei⸗ 
men Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem k. und k. a. o. Geſandten und bevollmächtigten 
Miniſter Ignaz Freiherrn von Schäffer anläßlich deffen Penſionirung das 
Großkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hof und Miniſterialrathe im Miniſterium 
des Aeußern Julius Freiherrn Zwiedinek von Süden horſt den Titel und 
Charakter eines a. o. Geſandten und bevollmächtigten Miniſters verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem k und k. Miniſterreſidenten und Geueraleonſul 
erſter Claſſe Maximilian Ritter Hoffer von Hoffenfels anläßlich deffen Pen⸗ 
ſiouirung den Titel und Charakter eines a. o. Geſandten und bevollmächtigten 
Miniſters verliehen. 
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Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Miniſterium für Cultus 
und Unterricht Eduard Kriſchek anläßlich deſſen Penſtomrung das Ritterkreuz 
des Leopold⸗Ordens taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Seetiousrathe im Miniſterium des Junern. 
Johann Konſtantynowicz anläßlich defen Penſionirung den Titel und Cha- 
rakter eines Miniſterialrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Hofſecretär des Verwaltungsgerichtshofes Fer- 
dinand Ritter von Raimaun und den Bezirkshauptmann in Sechshaus Johaun 
ale von Kufſchera zu Statthaltereiräthen bei der Statthalterei in Wien 
ernann 
p Seine Majeſtät haben den Hofarzt Dr. Victor Mancata zum Hof- 
ſanitätsrathe ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Controlor der Staatsſchuldeueaſſe Enul Ber- 
toni anläßlich deffen Penſionirung den Titel und Charakter eines Regierungs⸗ 
rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Director der Hilfsämter im k. k. Miniſterium 
für Cultus und Unterricht Karl Hackenſellner taxfrei den Titel eines kaiſer⸗ 
lichen Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirksſeeretär bei der Bezirkshauptmannſchaft 
in Ried Leopold Rabender das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Leon Eugene Paulin Briſ— 
fonnet in Algier zum unbeſoldeten Geueralconſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Moriz Lübeck in Riga zum 
unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Wiener Bürger Adam Köſtler das goldene 
Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Handelsminiſter hat den Oberpoſteommiſſär Jofeph Lukes zum 
Poſtſecretär in Prag, den Poſteommiſſär Michael Oberländer zum Poſtſeeretär 
in Wien und den Poſtcommiſſär Ferdinand Kocourek zum Oberpoſtcommiſſäxr 
in Prag ernannt. 


Erledigungen. 

Bezirksſeeretärs-, eventuell Statthaltereikanzliſtenſtelle in Niederöſterreich 
in der zehnten, eventuell eilften Rangsclaſſe, bis 21. November. Amtsbl— 
Nr. 230.) 

Bergarztesſtelle in Idria mit 1200 fl. jährlich, Reiſepauſchale von 400 fl. 
und freier Wohnung, bis Ende October. (Amtsbl. Nr. 235.) 

Regierungsſeeretärsſtelle in der achten, eventuell eine Bezirkseommiſſärs⸗ 
ſtelle in der neunten, eventuell eine, auch awet Regierungsconcipiſtenſtellen in der 
zehnten Rangsclaſſe, bis 25. October. (Amtsbl. Nr. 236.) 

Bezirkshauptmannsſtelle in der ſiebenten Rangsclaſſe und eventuell zwei 
Statthaltereiſeeretärsſtellen in der achten Rangsclaſſe in Mähren, bis Gude 
October. (Amtsbl. Nr. 237.) 

Hilfsämter⸗Directionsadjunctenſtelle bei der Statthalterei in Innsbruck in 
der neunten Rangsclaſſe und mit dem Titel „Director“, eventuell eine Statt- 
haltereiofficialsſtelle in der zehuten Rangsclaſſe, bis Ende October. (Amtsbl. 
Nr. 239.) 


Verlag 
der Manz'schen k. k. Hof- Verlags- und Universitäts-Buchhandlung in 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Systematisches Handbuch 


der 
Vesterreichischen Sanitätsgesetze, 
alle giltigen Gesetze und Verordnungen über das Sanitäts- 
wesen enthaltend. 
Von 


Adolph Ritter von Obentraut, 
k. k. Bezirkshauptmann in Tetschen an der Elbe. 


Zweite vielfach vermehrte und verbesserte Auflage. 
gr. 8. (XII und 616 S.) 1881. Preis 4 fl. 


Das österreichische Wasserrecht. 


Mit vorzüglicher Rücksicht auf die Entstehungsgeschichte und die Spruch- 
und Verwaltungspraxis erläutert von 
Karl Peyrer Ritter von Heimstätt, 
k. k. Ministerialrath im Ackerbauministerium. 
Zweite vermehrte und verbesserte Auflage. 
Herausgegeben von 
Karl Peyrer Ritter von Heimstätt, und Dr. Ignaz Grossmann, 
k. k. Bezirkskommissär. Hof- u. Gerichtsadvocat. 


gr. 8. (XXXIV und 834 8.) 1886. Preis 6 fl., in Halbfranzband 7 fl. 


DEE Hieu für die P. T. Abonnenten der Zeitschrift ſammt 
den Erkeuntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 27 der Erkenntniſſe 1886. 


Dr. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redactenr: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


